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Kommunaler HochschulKommunaler HochschulKommunaler HochschulKommunaler Hochschul----    und Studierendenbeiratund Studierendenbeiratund Studierendenbeiratund Studierendenbeirat    
der Landeshauptstadt Erfurtder Landeshauptstadt Erfurtder Landeshauptstadt Erfurtder Landeshauptstadt Erfurt    
    
Vorsitzender: Herr PD Dr. Matthias Vonken  Universität Erfurt 

 
Geschäftsstelle: Stadtverwaltung Erfurt 
Dezernat Wirtschaft und Umwelt 
Stabsstelle Nachhaltigkeitsmanagement 
Fischmarkt 11, 99084 Erfurt 

 Kontakt: 
 stadtentwicklung@erfurt.de 
 0361 655-2321 
 
Protokoll der Protokoll der Protokoll der Protokoll der 11111111. öffentlichen Sitzung des Kommunalen Hochschul. öffentlichen Sitzung des Kommunalen Hochschul. öffentlichen Sitzung des Kommunalen Hochschul. öffentlichen Sitzung des Kommunalen Hochschul----    und Studierendenbeirates (KHSBR)und Studierendenbeirates (KHSBR)und Studierendenbeirates (KHSBR)und Studierendenbeirates (KHSBR)    
    
Datum:   23.10.2014 
Ort:   Rathaus, Fischmarkt 1, Raum 244 
Zeit:   16:30 – 18:15 Uhr 
Anwesenheit:  siehe Anlage 
    
 
TagesordnungTagesordnungTagesordnungTagesordnung    
1. Eröffnung und Begrüßung 
2. Bestätigung des Protokolls vom 19.06.2014 
3. Diskussion zum Semesterticket in Erfurt 
4. Diskussion zur Zweitwohnsitzsteuer in Erfurt 
5. Information zum Stand der Satzungsänderung aus der Beratung vom 19.06.2014 
6. Sonstiges 

Eingeladen waren zu den TOP 3 und 4 die Beigeordnete Finanzen und Liegenschaften sowie der Vor-
sitzende des Ausschusses Finanzen, Liegenschaften, Rechnungsprüfung und Vergaben, Herr Dr. Rein-
hard Duddeck sowie für die Veranstaltung insgesamt der Oberbürgermeister. 
De Oberbürgermeister war zeitlich verhindert, bat aber darum zu informieren, dass er die nächste Be-
ratung unbedingt selbst wahrnehmen wolle und bat deshalb weiter, bei der Terminfindung dazu eine 
Abstimmung mit seinen Terminen vorzunehmen. 
Auch Herr Dr. Duddeck war verhindert, hat aber seine prinzipielle Bereitschaft signalisiert, an kom-
menden Beratungen des KHSBR teilnehmen zu wollen.  
Beide Informationen wurden den Mitgliedern der Beiratssitzung am 23.10.2014 übermittelt. 
 

Zu 1. Der Vorsitzende begrüßte die Anwesenden und stellte die Beschlussfähigkeit fest  

Zu 2. Das Protokoll vom 19.06. wurde ohne weitere Rückfragen mit 2 Enthaltungen angenommen. 

Zu 3. und 4. 

Gemäß Punkt 8 im Protokoll der Beratung vom 19.06.2014 sollten die Themen "Semesterticket" und 
"Zweitwohnsitzsteuer" zusammen beraten werden, für beide TOP hatten die StuRa der Universität 
und der Fachhochschule gemeinsame Tischvorlagen eingereicht. 

Der Vorsitzende übergab das Wort den Vertretern der Studierenden, die bezüglich des Semesterti-
ckets noch einmal auf fehlende Information und unzureichende Unterstützung der Stadt Erfurt für 
"Studentische Interessen" abstellten. Frau Morgenroth unterstrich diese Aussagen, dass sie sich den 
Beirat als Verständigungs- und Informationsplattform zwischen den Hochschulen, resp. den Studie-
renden und der Stadtverwaltung und dem Stadtrat vorstelle. 

Frau Prof. Polster stellte dazu später fest, dass es Ziel sein müsse, den Informationsfluss, z.B. bei an-
stehenden Verhandlungen oder Änderungen der Beförderungskonditionen/Fahrpläne generell zu ver-
bessern. 

Nachdem Frau Pablich sich dahingehend äußerte, keine Aussagen zum Semesterticket an sich treffen 
zu können und der Vorsitzende auf die Beratung mit dem Oberbürgermeister und Vertretern der EVAG 
vom 8. Juli 2013 verwies, bei der der OB selbst teilgenommen hatte und auf der das angesprochene 
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Thema bereits ausführlich diskutiert wurde, wurde zunächst das Thema 'Zweitwohnsitzsteuer'' be-
handelt. 

Danach führte Frau Pablich Argumente zur Begründung und Definition der Zweitwohnsteuer (ZWSt.) 
und deren rechtlichen Sicherung aus, erläuterte die Entwicklung der ZWSt. in Erfurt und stellte dar, 
dass derzeit etwa 2000 Nebenwohnsitzer registriert wären, von denen etwa 800 zur Steuer herange-
zogen würden. Die Einnahmen für die Stadt daraus lägen bei einem Kostenanteil von 50 T€  bei etwa 
bei 250 T€. Deren Wegfall bei Aufhebung der ZWSt. würde zu erheblichen Einbußen bei der Erfüllung 
freiwilliger Leistungen führen, welche u. a. auch der Verbesserung der Attraktivität des Hochschul-
standortes an sich dienen. 

Es gab eine rege, teils widersprüchliche Diskussion darüber, ob Studierende diese hohe Zahl von Ein-
nahmen erbringen können, wo doch viele Studierende über wenig Mittel verfügen. Es wurde eine Un-
gerechtigkeit dahingehend angemerkt, dass z. B. Verheiratete Berufstätige (u.a. auch Professoren) mit 
Zweitwohnsitz von der Steuer befreit sind. 

Die Frage, wie viele Studierende unter den 800 benannten Besteuerten liegen, konnte nicht beant-
wortet werden. Allerdings berechnete Frau Prof. Polster, dass die Einnahmen von 250 T€ bei 800 Ver-
anlagten durchaus eine Summe ergäbe, die in den Größenordnungen von 16 % Jahresmiete eines Stu-
dierenden lägen könnten, d. h. im Umkehrschluss, dass durchaus eine größere Anzahl von Studieren-
den unter den 800 Veranlagten zu finden wären.  

Eine Entlastung dieser wäre, schon im Interesse der Studierendenschaft, anzustreben, obwohl selbst 
bei 800 veranlagten Studierenden diese nur eine Anzahl von 8% aller Studierenden ausmachen.  

Herr Stassny bekräftigte den Sachverhalt dahingehend, dass der Beirat dem Stadtrat eine Empfehlung 
zur Einstellung der Zweitwohnsitzsteuer geben sollte. Am besten sollte dazu ein Gespräch mit den 
Fraktionsvorsitzenden angestrebt und über einen interfraktionellen Antrag die Anfrage zur Abschaf-
fung gestellt werden. Frau Morgenroth merkte dazu an, dass es vor zwei Jahren bereits eine Diskussi-
on und Empfehlung, damals zum Semesterticket, gegeben habe, welche keine sichtbare Reaktion nach 
sich gezogen hätte, worauf Herr Stassny entgegnete, dass sich alle Fraktionen im Wahlkampf für den 
Kommunalen Hochschul- und Studierendenbeirat bekannt hätten und das Thema jetzt neu aufgegrif-
fen werden sollte.  

In der nachfolgenden angeregten, aber auch in mehreren Bezugsebenen geführten Diskussion wurden 
weitere Argumente wie das BAFÖG i. V. in Bezug zur  Zweitwohnsitzsteuer, die Ungleichbehandlung-
von Professoren oder anderen am Arbeitsort tätigenZweitwohnsitzer gegenüber Studierenden, verän-
derte Bedingungen juristischer oder rechtlicher Grundlagen1 2bis hin zu verwaltungsrechtlichen Fra-
gen einer möglichen anzufordernden Satzungsänderung zur Zweitwohnsitzsteuer und damit im Zu-
sammenhang stehenden Fragen aufgeführt. 

Die Diskussion fokussierte sich darauf,  Argumente bzw. Massnahmen zu finden, die Zahl der Haupt-
wohnsitze zu erhöhen, da die Pro-Kopf-Zuwendung im Landesfinanzausgleich höher wäre als die er-
hobene Steuer der veranlagten Zweitwohnsitzer. 

Dabei wurde im Vorfeld jedoch von Frau Pablich festgestellt, dass es angesichts der HH-Lage auch bei 
Anmeldung des Hauptwohnsitzes kein "Begrüßungsgeld/Semesterzuschuss" oder andere Vergünsti-
gungen in dieser Richtung geben könne. 

Der Vorsitzende beendete die zusammen beratenden TOP 3 und 4 mit folgenden Vereinbarungen: 

                                                             
1 Urteil des BVerfG : Ein degressiver Zweitwohnungsteuertarif verletzt das Grundrecht auf Gleichbehandlung des 
Art. 3 Abs. 1 GG; Klageabweisung des Stura der TU Dresden am 25.März 2014 durch das Sächsische Oberverwal-
tungsgericht;  
2 Gestaltungsmöglichkeiten bestehen beispielsweise bei der Definition einer Wohnung, Befreiungstatbeständen 
sowie der Höhe der Zweitwohnungssteuer (Erfurt 16%, Weimar 13%, Bundesdurchschnitt/Schmalkalden 10%) 
Dagegen gibt es in Ilmenau für Studierende mit Hauptwohnsitz 80€, bei angemeldeten 2.000 Studierenden so-
gar 100 € und die Zweitwohnungssatzung in Jena ist seit 2003 ausgesetzt, solange 3.000 Studierende angemel-
det sind). In Hannover und Nürnberg sind Studenten ohne bzw. geringem Einkommen z.B. von der Zweitwoh-
nungsteuer befreit. 
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1) Die Studierenden recherchieren in ihrem Umfeld die Zahl der veranlagten Zweitwohnsitzer 
als Grundlage weitere Diskussionen, ggf. anonym auch die Zahl derer, die bisher weder 
Hauptwohnsitzer in Erfurt sind und auch nicht zur Zweitwohnsitzsteuer herangezogen wer-
den. 

2) Durch Studierendenräte bzw. deren Vertreter im Hochschulbeirat wird ein Positionspapier 
erarbeitet, welches als Grundlage für eine mögliche Beratung mit den Fraktionsvorsitzenden 
bzw. für eine Empfehlung an den Stadtrat zur Veränderung der Zweitwohnsitzsatzung heran-
gezogen werden kann. 

Im Vorgriff auf den Punkt Sonstiges/Terminplanung wurde durch den Vorsitzenden darauf 
orientiert, dass eine weitere Behandlung des  Themas – auch unter dem Fokus dass der Ober-
bürgermeister die nächste Beratung selbst wahrnehme möchte – erst nach Vorlage des Positi-
onspapieres erfolgen wird.  

 

Durch Frau Prof. Polster und den Gast, Frau Reinecke (Lehrbeauftragte, Lehrbeauftragte für Latein am 
Sprachenzentrum der Universität Erfurt) wurde gebeten zu informieren, wie hoch der letzte Satz der 
Schlüsselzuweisung (kommunaler Finanzausgleich)3 pro Einwohner wäre und wie sich die Einnahmen 
entwickeln würden, wenn die noch nicht in Erfurt Gemeldeten ihrer Hauptwohnsitz in Erfurt nehmen 
würden.  

 

 

5. Herr Seyfarth informierte darüber, dass sowohl die in der letzten Beratung des KHSBR eingebrach-
ten Satzungsänderungen als auch die auf diese Satzung wirkende geplante neue Kooperationsverein-
barung mit der IUBH grundsätzlich durch das Landesverwaltungsamt bestätigt seien und die damit 
im Zusammenhang stehenden Vorlagen auf dem Weg zur Beschlussfassung durch den Stadtrat wären.  

6. Sonstiges 

Kritik anKritik anKritik anKritik an    der der der der     Qualität desQualität desQualität desQualität des    InformationsflussInformationsflussInformationsflussInformationsflusseseseses    und und und und der der der der Vorlagenbereitstellung als DiskussionsgrunVorlagenbereitstellung als DiskussionsgrunVorlagenbereitstellung als DiskussionsgrunVorlagenbereitstellung als Diskussionsgrund-d-d-d-
lage für die Arbeit des Beirateslage für die Arbeit des Beirateslage für die Arbeit des Beirateslage für die Arbeit des Beirates    

In der Vergangenheit wurde durch mehrere Beiratsmitglieder teilweise mehrfach bemängelt, dass 
seitens der Verwaltung bzw. des Stadtrates keine Vorlagen oder Informationen über zu befassende 
Beschlüsse vorlägen, die der Beirat hätte diskutieren könne.  

Dr. Schmidt-Röh hatte diesbezüglich mehrfach darauf abgestellt, dass dieses Verfahren in Jena, wo er 
ebenfalls Mitglied im Studierendenbeirat wäre, erheblich besser funktionieren würde. Der Informati-
onsvorlauf vor einer Beschlussfassung wäre erheblich länger und ließe eine vorherige Beratung durch 
den dortigen Beirat zu. Warum das in Erfurt nicht funktioniere, verstünde er nicht.. (Vergleiche Proto-
koll vom 4.10.2011, 11.12.2012, 18.04.2013, 8.7.2013) 

Herr Vonken verwies auf die Funktion des Beirates als beratendes Gremium des Stadtrates und dass 
dieser nur beratend wirken könne, wenn er seitens der Verwaltung bzw. des Rates und seiner Aus-
schüsse  angefragt würde. Der Beirat könne nur beratend auftreten, wenn aus den Fraktionen heraus 
Anfragen kämen. Herr Stassny unterstrich dies mit der Aussage, dass die Meinung des Beirates in den 
Ausschüssen beraten werden sollte. Dies wurde auch durch Herrn Groß bekräftigt der hofft, dass An-
fragen aus den Ausschüssen/Fraktionen heraus kommen. 

Herr Seyfarth informierte diesbezüglich über mehrere Sachverhalte: 
                                                             
3 Der kommunale Finanzausgleich wurde 2013 vollkommen umgestellt. Die Schlüsselzuweisung teilt sich auf in 
den gemeindlichen Anteil gemäß § 11 ThürFAG und in den kreislichen Anteil gemäß § 15 ThürFAG. Als Berech-
nungsgrundlage dienen das durchschnittliche Ist-Aufkommen der gemeindlichen Steuern der vorvergangenen 
drei Jahre vor dem Haushaltsjahr, die Einwohnerzahl und die Anzahl der Kinder zwischen 0 und unter 6 Jahren. In 
2013 wurde noch die Einwohnerzahl vor ZENSUS (206.384) zur Berechnung der Schlüsselzuweisung zu Grunde 
gelegt.(vgl. HHPlan 2014) 
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1. Ausgehend von der Anfrage DS 1203/14 der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen zum Thema "Infor-
mationen an den Hochschul - und Studierendenbeirat – Text: Bisher ist unklar, wie und in welchem 
Umfang der Hochschul - und Studierendenbeirat Informationen erhält, die mit den Hochschulen zu-
sammenhängen und somit für ihn von Relevanz sind. Ohne die Informationen aus der Verwaltung ist der 
Beirat weder gestaltungs - noch politikfähig. "und zwei Ergänzungsanträgen der Fraktion 'Die Linke.' 
und der 'SPD-Fraktion' (Nr. 1640/14 und 1643/14)  hat der Stadtrat am 3.9.2014  folgenden Beschluss 
gefasst: 
 
Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1203/14 der Sitzung des Stadtrates vom 03.09.2014  
 
Informationen an den Hochschul Informationen an den Hochschul Informationen an den Hochschul Informationen an den Hochschul ----    und Studierendenbeiratund Studierendenbeiratund Studierendenbeiratund Studierendenbeirat    
 
Genaue Fassung: 
01 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zusammen mit dem Beauftragten der Stadt für die Hoch-
schulen und dem Vorsitzenden des Hochschul- und Studierendenbeirats ein transparentes Verfah-
ren zu entwickeln, das sicherstellt, dass der Hochschul- und Studierendenbeirat alle für ihn rele-
vanten Drucksachen und Informationen erhält. Dabei sollten auch Überlegungen hinsichtlich der 
Struktur des Beirates in Abstimmung mit den Betroffenen beraten werden. 
02 
Das Verfahren und weitere Vorschläge zur Optimierung der Arbeit des Beirates sind im I. Quartal 
2015 dem Stadtrat vorzulegen. 
03 
Neben dem Vorsitzenden des Kommunalen Hochschul- und Studierendenbeirats sollen in die Ent-
wicklung dieses Verfahrens auch die Mitglieder des Kommunalen Hochschul- und Studierendenbei-
rats eingebunden werden. Diese sollten in die Lage versetzt werden, alle Themenbereiche, welche 
die Hochschulen und Studierenden der Stadt Erfurt betreffen und über die sie Informationen erhal-
ten möchten, benennen zu können. Diese Themen sind in das Verfahren einzubeziehen. 
 

2. Bereits im Vorfeld dieses Beschlusses wurde versucht, die Information für den Hochschul- und Stu-
dierendenbeirat zu qualifizieren. Dazu wurde vereinbart, dass alle öffentlichen Drucksachen, die die 
Dienstberatung des Oberbürgermeister durchlaufen haben und den Ausschüssen bzw. dem Stadtrat 
zur Beschlussfassung vorgelegt werden sollen, dem Hochschulbeauftragten zur Kenntnis gegeben 
werden. Dieser sichtet die Unterlagen, übergibt die Themen dem Vorsitzenden und weist diesen be-
sonders darauf hin, wenn Drucksachen vorliegen, die die Belange der Hochschulen tangieren.  
In diesem Verfahren, welches seit dem 8.7.2014 durchgeführt wird, sind bisher 164 Drucksachen er-
fasst und gesichtet. Bisher waren dabei, mit Ausnahme des oben aufgeführten Beschlusses, im We-
sentlichen keine Drucksachen relevant. Dennoch erscheint dies ein gangbarer Weg zu sein, allerdings 
sind dabei Beratungsfolgen mit mehreren Monaten Abstand zu lang, da zwischenzeitlich die Drucksa-
chen schon behandelt werden. 

siehe auch Anlage 1 

3. Den Informationen von Dr. Schmidt-Röh folgend, fand am 21.10.2014 ein Gespräch zwischen Herrn 
Seyfarth und dem Leiter des Büros des Oberbürgermeisters Jena, Herrn Bettenhäuser, sowie der dorti-
gen Leiterin des Sitzungsdienstes; Frau Vogl, statt. Ziel war ein Erfahrungsaustausch über die in Jena 
praktizierte Zusammenarbeit zwischen Studierendenrat und StadtIm Gespräch wurde deutlich, dass 
der Informationsfluss in Jena über das Ratsinformationssystem Session realisiert wird. 
https://sessionnet.jena.de/sessionnet/buergerinfo/si0040.php  (zum Öffnen Strg und Mausklick) 

Siehe auch Anlage 2 

Danach werden mit der Veröffentlichung der Tagesordnung für die Ausschüsse bzw. des Stadtrates al-
le Drucksachen und zu beschließende Vorlagen einschließlich der textlichen Fassung öffentlich im In-
ternet dargestellt und jeder kann darauf zugreifen. Dies wird auch durch den Studierendenbeirat in 
Jena so gemacht und erfolgt regelmäßig ab 12 Tage vor der Ratssitzung (freitags 2 Wochen vor der 
Sitzung). Allerdings finden in Jena regelmäßig monatlich Sitzungenregelmäßig monatlich Sitzungenregelmäßig monatlich Sitzungenregelmäßig monatlich Sitzungen    des Studierendenbeiratesdes Studierendenbeiratesdes Studierendenbeiratesdes Studierendenbeirates statt, 
so dass dort die Möglichkeit besteht, auf anstehende Vorlagen einzugehen. 

Längere Vorlaufzeiten gibt es entgegen anders lautender Meinungen in der Regel auch in Jena nicht.  
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Allerdings ist in Jena von Vorteil, dass der Leiter des Büros des OB regelmäßig persönlich an den Bera-
tungen des Studierendenbeirates teilnimmt. Somit kann aus seinem Kenntnisstand heraus möglich-
erweise bereits über längerfristige Sachverhalte, die die Studierenden in irgendeiner Form tangieren 
und in Beschlüssen enden könnten, informiert und diskutiert werden. Dabei wird selbstverständlich 
auf die Vertraulichkeit innerhalb des Beirates verwiesen. Diese Option haben wir so nicht. 

In Jena werden die Sitzungen des Studierendenbeirates einschließlich der Tagesordnungen im Sit-
zungskalender explizit aufgeführt und die Tagesordnung bekannt gegeben. Damit erhält der Studie-
rendenbeirat in Jena eine höhere Präsenz und auch Verbindlichkeit. Er wird auch von den Ausschüssen 
und dem Stadtrat besser wahrgenommen. 

Siehe Anlage 2a 

In Erfurt verfügen wir über das gleiche Ratsinformationssystem und auch bei uns werden ca. 12 Tage 
vor den jeweiligen Veranstaltungen die dort zu behandelnden Drucksachen und Themen öffentlich. 
Damit wäre ein vergleichbares Prozedere denkbar. Alle in Jena organisierten Routinen wären auch in 
Erfurt in gleicher Tiefe umsetzbar.  

http://buergerinfo.erfurt.de/bi/si0040.php?__cjahr=2014&__cmonat=11&__canz=1&__cselect=0 

siehe auch Anlage 3 

Damit ergäbe sich die Möglichkeit,  

a) wie in Jena in kürzerer Beratungsfolge die möglichen Beschlusspunkte vor den beschlussfassenden 
Sitzungen zu diskutieren und ggf. ein Votum abzugeben, 

b) an den Ausschusssitzungen (öffentlicher Teil) teilzunehmen und dort die Meinung z. B. der Studie-
renden(räte) bzw. deren Interessen anzumelden. 

Durch die im Beirat vertretenen Fraktionsvertreter/-innen wäre zudem möglich, im Beirat über die 
Themen zu informieren, die in den Fraktionen behandelt werden. Oft reichen auch die Fraktionen 
selbst Drucksachen zur Beschlussfassung ein, s dass auf diesem Weg eine sichere Informationsstrecke 
aufgebaut werden kann. 

TerminfiTerminfiTerminfiTerminfindung   ndung   ndung   ndung       

Da der Oberbürgermeister zur nächsten Beratung persönlich anwesend sein möchte, das Thema 
Zweitwohnsteuer aber belegbare Daten bedarf  bzw. die Recherchen der Studieren dazu einige Zeit in 
Anspruch nehmen wird, wurde auf einen Zeitrahmen abgestellt, an dem die Argumente vorliegen. Erst 
danach wird ein neuer Terim festgesetzt, wahrscheinlich im Zeitraum Januar/ Februar 2015. 

Neuwahl VorstandNeuwahl VorstandNeuwahl VorstandNeuwahl Vorstand    

Da die Gremien der Universität Erfurt, der Fachhochschule Erfurt generell noch keine neuen Vertreter 
als Beiratsmitglieder benannt haben, seitens des Stura der FHE lediglich Herr Heß im Beirat verblei-
ben wird und auch die nach § 3 (1)2.i zu benennenden Vertreter der Fördergesellschaften und jene 
nach §3(1)2.j  (Vertreter der Zivilgesellschaft) noch keine Äußerung zum möglichen Verbleib im Beirat 
gemacht haben, sollten durch den Vorstand zeitnah Gespräche zur Mitgliedergewinnung angesetzt 
werden. 

PD Dr. M. Vonken      Peter Seyfarth 
Vorsitzender       Hochschulbeauftragter 
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